Mit Abschluss des neuen Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD) am 09.02.05, erhob sowohl GdP als auch DGB die Forderung zur zeit- und wirkungsgleichen Übertragung auf den Beamtenbereich.

Danach spalteten sich die Arbeitgeberlager: Während Bund und Kommunen den TVöD unterzeichneten und dessen Inhalte auf ihre Beamtenschaft übertrugen, versuchten die in der TdL verbliebenen Länder ein eigenes Lohndiktat durchzusetzen.

Ausfluss des hierdurch ausgelösten Arbeitskampfes, ist der am 19.05.06 vereinbarte Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L).

Hier vermehrten sich Fragen, warum in diesem Falle bisher keine Forderung nach zeit- und wirkungsgleicher Übernahme durch die Gewerkschaft der Polizei erfolgte.

Dies hatte rein sachliche und rechtliche Gründe: Es handelt sich hier um einen Tarifabschluss mit der TdL für den öffentlichen Dienst der Länder. Die Länder können besoldungsrechtlich für ihre Beamtinnen und Beamten nicht tätig werden, so dass sich eine entsprechende Forderung an den falschen Adressaten richtet.

Die Regelung von Einmalzahlungen und Besoldungserhöhungen muss nach geltendem Recht bundesgesetzlich geregelt werden. Lediglich die Zahlung von

Urlaubs- und Weihnachtsgeld ist durch die sog. Öffnungsklausel auf die Länder heruntergebrochen worden.

Somit stehen wir einerseits vor der Situation, dass nach beschlossener Föderalismusreform Bundesregierung und Bundestag nicht bereit sein werden, gesetzliche Regelungen zu schaffen, die die Länder belasten; andererseits können die Länder mangels rechtlicher Grundlage nicht aktiv werden, selbst wenn sie wollten.

Dies kann und darf jedoch nicht dazu führen, dass die Beamtinnen und Beamte schlicht "übersehen" werden und somit erneut von der Einkommensentwicklung abgekoppelt und zu einem weiteren Sonderopfer herangezogen werden.

Vor diesem Hintergrund haben wir den Ministerpräsidenten sowie den Innen- und Finanzminister angeschrieben und die Forderung erhoben, die wesentlichen Inhalte des abgeschlossenen Tarifvertrages zu übernehmen.

Hierzu gehören insbesondere die Angleichung der Arbeitszeitregelung auf das Niveau der Tarifbeschäftigten, die Regelung einer Sonderzahlung unter Zusammenfassung von Weihnachts- und Urlaubsgeld, die Gewährung von Einmalzahlungen und die lineare Erhöhung der Bezüge um 2,9 % zum 01.01.2008 entsprechend dem Tarifergebnis.

Wir alle sind gefordert, für die Durchsetzung dieser berechtigten Forderungen "Flagge" zu zeigen.

Mit kollegialen Grüßen

Frank Richter

Vorsitzender
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